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Tausende Anhänger:innen des abgewählten rechten Expräsidenten Bolsonaro stürmten am 8. Januar
Kongress, Senat und Präsidentenpalast in Brasilia. Über Stunden hielt der Mob die Gebäude besetzt.
Die Forderung war so einfach wie klar: der Sturz der Regierung Lula/Alckmin und die
Machtübernahme durch einen Putsch.

Reaktionärer Spuk

Der reaktionäre Spuk war allerdings nach eigenen Stunden vorbei, nachdem regierungstreue Kräfte
der Bundes- und Militärpolizei die Gebäude räumten und über tausend Möchtegernputschist:innen
festsetzten.

Der missratene Sturm hatte wohl nie Aussicht auf Erfolg. Von Beginn an war nicht klar, wer
eigentlich die Macht übernehmen sollte. Weder Bolsonaro noch irgendein namhafter Militär wollte
sich an die Spitze einer Aktion stellen, von deren Aussichtslosigkeit sie von Beginn an überzeugt
waren.

Bolsonaro verurteilte sogar die Angriffe, die gegen die „Regeln der Demokratie“ verstoßen hätten –
freilich nicht, ohne auch gleich die Lüge aufzutischen, dass unter seiner Präsidentschaft Lula und
seine Anhänger:innen ähnlich vorgegangen wären. Die über Twitter verbreitete Distanzierung darf
außerdem nicht darüber hinwegtäuschen, dass das Ziel des Expräsidenten, der sich nach der
verlorenen Wahl ins „Exil“ nach Florida zurückgezogen hat, weiterhin der Sturz der Lula-Regierung
bleibt. Täglich empfängt er dort weiter Unterstützer:innen, darunter Abgeordnete und
Gouverneur:innen. Erst vor kurzem erhielt er auch Besuch vom ehemaligen Sicherheitschef
Brasilias, der über Stunden die Putischist:innen gewähren ließ und gegen den jetzt ermittelt wird.

Seit der Wahlniederlage des Expräsidenten, die die Bolsonaristas ohnedies für einen „Fake“ halten,
demonstrierten diese „friedlich“ vor Kasernen und forderten einen Putsch. Im November
organisierten sie Autobahnblockaden, die von rechtsgerichteten Unternehmer:innen finanziert
wurden. Wie beim gescheiterten Putsch kommen viele dieser Kapitalist:innen aus dem Agrarsektor.
Ende Dezember, also wenige Tage vor der Vereidigung Lulas, wurde in Brasilia ein Bombenanschlag
vereitelt, der Chaos verursachen und eine Intervention des Militärs provozieren sollte.

Der Sturm auf die Parlaments- und Präsidentengebäude stellt einen weiteren Höhepunkt dieser
Mobilisierungen dar, aber sicher nicht das Ende dieser Umtriebe.

Staatsapparat

Noch deutlicher als andere Aktionen belegte der missratene Putsch jedoch auch die mehr oder
weniger offene Sympathie mit den Bolsonaristas im Polizei- und Staatsapparat. Die lokalen
Einsatzkräfte waren nicht „überrumpelt“ worden oder nur „inkompetent“, sondern ließen den Mob
gewähren. Polizeikräfte hießen die anreisenden Rechten willkommen , machten Selfies mit den
Demonstrant:innen und drehten Videos, in denen ihre Sympathie zum Ausdruck kommt. Kein
Wunder also, dass der Mob Kongress, Senat und Präsidentschaftspalast mühelos stürmen und
verwüsten konnte.
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Und natürlich handelt es sich dabei auch nicht bloß um das „Versagen“ von unteren Rängen,
sondern die Anhänger:innen des Expräsidenten finden sich an der Spitze des Polizeiapparates. Der
Sicherheitschef von Brasilia, Anderson Torres, war unter Bolsonaro Justizminister. Dieser ignorierte,
Medien zufolge, Forderungen aus dem Senat, zusätzliche Sicherheitskräfte zu schicken, nachdem
dort die Pläne der in einer Telegramgruppe organisierten Demonstrant:innen bekanntgeworden
waren.

Noch am 8. Januar wurde Torres entlassen und die öffentliche Sicherheit der Hauptstadt wurde per
Dekret Lulas unter Bundesaufsicht gestellt. Darüber hinaus wurde auch der Gouverneur der
Hauptstadtregion von einem Bundesgericht für 90 Tage seines Amts enthoben.

Auch wenn der Spuk beendet wurde: Unterschätzt werden darf die Gefahr, die von der Rechten
ausgeht, keineswegs. Im Gegenteil. Dass nur einige Tausend Hardcorereaktionär:innen ausreichten,
um in die Parlaments- und Regierungsgebäude einzudringen, zeigt, was droht, wenn sich die soziale
Lage weiter verschlechtert, die Klassenkonfrontation verschärft und Lula und die PT mit einer
prokapitalistischen Politik ihre eigenen Wähler:innen enttäuschen.

Zur Zeit setzen nicht nur die Arbeiter:innen, die städtische und ländliche Armut, die rassistisch
Unterdrückten und Indigenen, die Frauen- und Umweltbewegung auf eine Regierung Lula, sondern
auch wichtige Sektoren der brasilianischen Bourgeoisie, die Vizepräsident Alckmin in der PT-
geführten Regierung repräsentiert. Das ist der eigentliche Grund, warum der Putschversuch nie
Aussicht auf Erfolg hatte. Doch diese Allianz gegensätzlicher Klassenkräfte und Interessen stellt
keine Garantie gegen weitere Putschversuche dar, sondern eine Gefahr für die Zukunft.

Angesichts der rechten Gefahr setzen Lula und die PT wie schon im Wahlkampf auf ein Bündnis mit
der „demokratischen“ Bourgeoisie, die den Putsch gegen Dilma mitorganisierte, aus dem Bolsonaro
hervorging. Lula und die PT setzen angesichts der rechten Gefahr und der Aktionen der
Bolsonsaristas auf jenen Militär- und Polizeiapparat, dem der Expräsident entstammt und der Lula
nur solange stützen wird, wie er die Interessen des brasilianischen Kapitals verteidigt und die
Arbeiter:innenklasse und die Unterdrückten ruhig zu halten vermag.

Dies gilt auch für die Spitzen des westlichen, demokratischen Imperialismus. US-Präsident Joe
Biden, der deutsche Kanzler Olaf Scholz und EU-Ratspräsident Charles Michel stellten sich ebenso
auf die Seite von Lula/Alckmin wie die Staatschefs von Mexiko, Obrador, und Argentinien,
Fernández. Mit scharfen Worten verurteilten sie den „Angriff auf die Demokratie“. Dabei vergaßen
sie freilich zu erwähnen, dass sie solche von ihren Verbündeten in Israel, Saudi-Arabien oder der
Türkei wenig kümmern. Sie vergaßen vor allem zu erwähnen, dass sie Lula/Alckmin vorrangig nicht
wegen „Rechtsstaat“ und „Demokratie“ verteidigen, sondern weil sie sich von der neuen Regierung
engere und friktionsfreiere Beziehungen zur USA und EU erhoffen als unter Bolsonaro.

Lehren

1. Die Anhänger:innen Bolsonaros werden sich formieren und radikalisieren. Auch wenn sie
unmittelbar nicht über den Rückhalt verfügen, die Regierung zu stürzen, so werden sie weiter eine
radikale, kleinbürgerlich-reaktionäre Bewegung aufbauen, die sich im Zuge der gesellschaftlichen
Polarisierung zu einer faschistischen Massenbewegung entwickeln kann. Auch wenn sie sich
demagogisch als Kraft gibt, die gegen das Establishment mobilisiert, so richtet sie sich vor allem
gegen die Arbeiter:innenbewegung, deren Parteien und Gewerkschaften, die sie als „Elite“ und
„Parasiten“ imaginiert. Auf dieser Grundlage steht sie als Reserve des Kapitals zu Verfügung, eine
Funktion, die sie im Agrobusiness schon heute ausübt.

2. Auch wenn die Militärpolizei und die Spitzen von Armee und anderen staatlichen Institutionen zur



Zeit die Regierung verteidigen, so stellt das nur eine Momentaufnahme dar. Dass Bolsonaro und
seine Partei im Repressionsapparat und bei Militärs viel Unterstützung fanden und finden, ist kein
Zufall. Schließlich agierten die Repressionskräfte seit Jahren – einschließlich der Regierungszeiten
von Lula und Dilma – als brutale Vertreter:innen der herrschenden Klasse. Die indigenen Gemeinden
und die Favelas wurden und werden regelmäßig von diesen angegriffen – bis hin zum Mord.

3. Alle Verbindungen von Polizei, Militärpolizei und Streitkräften mit dem Sturm auf das Parlament
und den Präsidentenpalast müssen öffentlich gemacht und untersucht werden. Das darf aber nicht
Militärgerichten, korrupten Berufsrichter:innen oder einem Parlament überlassen werden, in dem
die Bolsonaristas die größte Fraktion stellen. Dazu müssen nicht nur alle Akten öffentlich gemacht,
sondern auch Arbeiter:innentribunale eingerichtet werden, die die Verwicklung des Staats- und
Repressionsapparates in die rechten Aktionen, aber auch in die Angriffe auf Indigene und Favelas
sowie deren Zusammenarbeit untersuchen und aburteilen.

4. Indem Lula und die PT weiter auf den bestehenden Staatsapparat im Kampf gegen die rechte
Gefahr setzen, machen sie sich selbst von diesem abhängig, zu deren Geisel für den Fall größerer
Klassenkämpfe. Angesichts der Inflation, der ökonomischen Stagnation, des Terrorismus der
Großgrundbesitzer:innen gegen Indigene und die Umwelt – um nur einige zu nennen – sind diese
unvermeidlich, wenn die Unterdrückten nicht die ganze Last der Misere tragen sollen.

5. Gegen die rechten Umtriebe wie gegen die Polizeigewalt dürften wir uns nicht auf den
Repressionsapparat verlassen. Es reicht nicht, den Apparat von kriminellen und putschistischen
Beamt:innen zu säubern. Die Gewerkschaften, die MST, die MTST, die PT, die PSOL, PSTU, PCO und
andere linke Organisationen müssen vielmehr selbst Selbstverteidigungseinheiten der
Lohnabhängigen und unterdrückten Massen aufbauen, die ihre Stadtviertel schützen, gegen etwaige
Putschist:innen, Paramilitärs und kriminelle Banden vorgehen. Von Lula und der PT müssen wir
fordern, diese aktiv voranzutreiben und die reaktionären Einheiten zu entwaffnen. In den
Streitkräften müssen demokratische Soldat:innenkomitess aufgebaut werden, die die
Kommandogewalt der Offizier:innen brechen.

6. Bei seinem Amtsantritt versprach Lula eine ganze Reihe von Reformen, darunter die Beendigung
der Rodung des Regenwaldes, die Stärkung der Rechte der indigenen Bevölkerung, die Rücknahme
neoliberaler Konterreformen der Bolsonaro-Regierung bezüglich Renten, Arbeitszeit, Mindestlohn
sowie gewerkschaftsfeindlicher Gesetze. Deren Bekämpfung wurde zu einem Hauptziel seiner
Regierung erklärt. Doch diese Reformen werden angesichts einer massiv gestiegenen
Staatsverschuldung, ökonomischer Stagnation und der Stärke der Rechten im Staatsapparat und
Parlament und der Abhängigkeit von bürgerlichen Koalitionspartner:innen an der Regierung mit
parlamentarischen Mitteln nicht durchsetzbar sein.

7. Ein solches Programm kann ebenso wie die Entwaffnung reaktionärer Kräfte nur umgesetzt
werden, wenn es mit einer Massenmobilisierung der Gewerkschaften und sozialen Bewegungen
verbunden wird. Die aktuelle Massenunterstützung gegen die Putschist:innen muss für eine solche
Offensive zur sofortigen Umsetzung aller Reformversprechen von Lula und der PT sowie eines
Sofortprogramms gegen Inflation, Armut, Krise genutzt werden.

8. Es kann nur verwirklicht werden, wenn wir die Privilegien der herrschenden Klasse, deren
Privateigentum in Frage stellen. Es ist unmöglich ohne Streichung der Auslandschulden, ohne
massive Besteuerung der Reichen, ohne entschädigungslose Enteignung des Agrobusiness, der
großen Industriekonzerne und Finanzinstitutionen. Ohne die Bündelung der Ressourcen des Landes
unter Arbeiter:innenkontrolle kann ein Notfallplan im Interesse der lohnabhängigen Massen, der
Landlosen und Indigenen sowie der Umwelt nicht durchgesetzt werden.



9. So wie Polizei und Armee als Garanten des Privateigentums im Staatsapparat fungieren, so
fungieren Alckmin und andere offen bürgerlichen Kräfte als Garanten des Privateigentums, der
herrschenden Klasse und des Imperialismus in der Regierung. In einer Koalition mit Alckmin wird
ein Notprogramm für die Massen ebenso wenig  umsetzbar sein wie die Bewaffnung von
Selbstverteidigungseinheiten der Unterdrückten. Wir fordern daher von Lula und PT einen Bruch
mit den bürgerlichen Minister:innen und die Bildung einer PT/PSOL/CUT-Regierung, die sich auf die
Arbeiter:innenklasse stützt und ein Notprogramm durchsetzt. Eine solche Regierung muss mit allen
Mitteln gegen jeden Putschversuch – sei es eines Bolsonaro und seine wild gewordenen
Anhänger:innen, sei es gegen andere bürgerliche Kräfte verteidigt werden.

10. Lula und die PT-Führung (und wohl auch Teile der PSOL- und CUT-Führung) werden zweifellos
einen Bruch mit Alckmin und dem bürgerlichen Staatsapparat mit allen Mitteln zu vermeiden
versuchen – ganz wie sie schon im Wahlkampf auf eine Volksfront mit dem Kapital setzten. Es reicht
jedoch nicht, diese Politik zu kritisieren und vor ihren fatalen Folgen zu warnen. Revolutionär:innen
müssen auch Mittel und Taktiken propagieren, die es den Massen, die heute Lula und der PT folgen,
die „ihren“ Präsidenten gegen den Putsch verteidigen, ermöglichen, sich von den Illusionen in Lula
und seine Politik zu befreien. Dazu ist es nötig, Lula und die PT dazu zu zwingen, dazu aufzufordern,
weiter zu gehen als sie wollen – also den Aufbau von Selbstverteidigungsorganen voranzutreiben
und zu unterstützen und mit der Bourgeoisie zu brechen.

11. Natürlich ist es unwahrscheinlich, dass Lula und die PT-Führung diesen Schritt gehen, so
erlauben solche Forderungen, einen gemeinsamen Kampf mit seinen Anhänger:innen gegen die
Rechte und die Reaktion aufzunehmen, sie erlauben es, den Widerspruch zwischen der
klassenversöhnlerischen Kompromisspolitik der bürokratischen Führungen von PT und CUT
einerseits und den Klasseninteressen der Masse ihrer Anhänger:innen nutzbar zu machen.
Einerseits, indem diese Führungen praktisch auf die Probe gestellt werden können, andererseits,
indem die Klasse auf die zukünftigen Kämpfe vorbereitet und, wo möglich, der Aufbau von
Kampforganen in Angriff genommen wird.

12. Um eine solche Politik praktisch werden zu lassen, muss eine systematische Einheitsfrontpolitik
gegenüber PT und CUT mit dem Kampf für eine neuen, revolutionären Arbeiter:innenpartei
verbunden werden.


